
Erklärung an die Delegierten des SPD-Parteitags 

Nein zu den Koalitionsverhandlungen 

Nein zur Großen Koalition 
Im Widerstand gegen die Zerstörung der histori-

schen Errungenschaften unseres Sozialstaates durch 
die Agenda-Politik haben wir uns mit zahlreichen 
engagierten GewerkschafterInnen und Sozialdemo-
kratInnen in einem Offenen Brief an den SPD-
Bundesparteitag im Dezember 2017 gewandt und die 
Delegierten zum Nein zu einer erneuten GroKo auf-
gerufen. 
Die vorliegenden Ergebnisse der Gespräche der 

Führungen von CDU, CSU und SPD bekräftigen die 
damaligen Befürchtungen. Die Schuldenbremse/
Schwarze Null und das Ultimatum der Förderung 
der „Wettbewerbsfähigkeit“ der Profite und Ren-

tabilität in Privatwirtschaft und öffentlichem Dienst 
(also auch die Bereiche der Daseinsvorsorge), bedeu-
ten die Fortsetzung der Agenda-Politik. Schon die 
zweite Groko hatte diese zu den Rahmengesetzen ih-
res Regierungsprogramms erhoben. Sie werden als 
gemeinsames Fundament für das „Weiter so“ 
auch der neuen GroKo bekräftigt.  
Das geschieht auf der Basis einer verschärften 

Schuldenbremse infolge der Senkung der Einnahmen, 
des Verzichts auf die Wiedereinführung der Vermö-
genssteuer und einer höheren Besteuerung der Rei-
chen – das ist nicht „mehr Gerechtigkeit“ - sowie 
durch die geplante Erhöhung der Rüstungsausgaben.  

Darum rufen wir jetzt die Delegierten des a.o. SPD-Bundesparteitags auf: 

Stimmt mit Nein zu den Koalitionsverhandlungen für eine GroKo! 

Nein zu einem Weiter so „derselben Koalition mit der-
selben Politik“ - entgegen „dem klaren Wählervo-
tum“, wie es der Landesvorsitzende der Berliner 
SPD, Michael Müller, formuliert hat.  

 

Nein zu einem Weiter so mit dem Diktat der Schul-
denbremse und Schwarzen Null: 

 

Nein zur „Fortsetzung der kommunalen Programme“ 
wie bisher, wohinter die Fortsetzung der Kaputtsparpo-
litik gegen die Kommunen versteckt werden soll - bei 
gleichzeitiger Privatisierung der notwendigen Infra-
struktursanierung. 

Nein zur Verweigerung der Finanzierung der 162.000 
zusätzlichen Stellen, wofür die KollegInnen der 
Krankenhäuser mit ihrer Gewerkschaft kämpfen. 
Nein zur Fortsetzung des Herausbrechens immer größe-
rer Teile der Belegschaft aus dem Tarifvertrag, des Bet-
tenabbaus, der Privatisierung und Schließung von Kran-
kenhäusern. Für die so weggesparten Stellen reicht viel-
leicht das „überflüssig“ gewordene Personal aus, um 
damit eine „Mindestpersonalbesetzung“ zu verordnen, 
wofür die Sondierer ein vages Versprechen geben.  
Nein zur weiteren Abwälzung von immer mehr Kosten 
auf Patienten und Beitragszahler, wofür die Wiederher-
stellung der Parität bei den Beiträgen zur Gesetzlichen 
Krankenversicherung als Trostpflaster herhalten muss. 

Nein zur Verweigerung der staatlichen Finanzierung 
des öffentlichen Bildungssystems, der Kitas, Schulen 
und Universitäten unter dem Zwang der Schuldenbrem-
se. 
Nein zur Vermehrung eines prekarisierten Aushilfsper-
sonals bei Erziehern und Lehrenden an Schulen und 
Hochschulen.  

Nein zur Auslieferung der Schulen an Finanzspeku-
lanten im Namen einer „Investitionsoffensive“; Nein 
zur Förderung von Privat-Kitas und Konzernfinanzie-
rung an Universitäten.  

Nein zur Ausweitung der Altersarmut in Folge der be-
absichtigten Absicherung des Rentenniveaus auf 48%. 
Darüber kann auch das vage Versprechen einer Verbes-

serung der Erwerbsunfähigkeitsrente nicht hinwegtrösten.  
Diese Armutsrente für viele und erst Recht eine eventuel-
le „Grundrente“ verstoßen in unserer Gesellschaft gegen 
die vom Grundgesetz geschützte Würde des Menschen. 

Nein zur fortgesetzten Hartz-IV-Maschinerie, die lau-
fend qualifizierte und tariflich geschützte Arbeitskräfte in 
prekäre und rechtlose Billigjobs zwingt. Eine Milliarde 
mehr für die 4 Jahre von 2018 bis 2021 sollen für Quali-
fizierungsmaßnahmen vorgesehen werden. Angesichts 
der Milliardenkürzungen bei Programmen für Arbeitslo-
se, sowie des 5,5 Milliarden-Überschusses durch Einspa-
rung bei Leistung und Personal, klingt das wie Hohn in 
den Ohren der Betroffenen und des hoffnungslos überar-
beiteten Personals.  

Nein zum Ausfall einer sozialen Wohnungspolitik, der 
die Probleme der Wohnungsnot ignoriert, denn der staat-
lich finanzierte soziale Wohnungsbau bleibt liquidiert. 
Für die „öffentliche Förderung“ des „sozialen Woh-
nungsbaus“ wird weiterhin eine völlig unzureichende 
Summe für die Jahre 2020/21 angegeben. 

Nein zur weiteren Förderung der Tarifflucht jeder Art 
aus den gewerkschaftlich garantierten allgemeinverbind-
lichen Flächentarifverträgen: Von Leiharbeit, Werkver-
trägen und Befristungen, über Auslagerung und Privati-
sierung, bis zu Scheinselbständigen und Clickworkern.  
Die Durchbrechung der historischen Errungenschaft der 
Arbeiterbewegung, der gesetzlichen 40-Stunden-Woche 
und des 8-Stunden-Tages, im Namen der Flexibilisierung 
der Arbeit wagen die Sondierer nur vorsichtig anzudeu-
ten. Nein zum verschärften Druck und zur Schwä-
chung unserer unabhängigen Gewerkschaften. 

Nein zur Fortsetzung der Agenda-Politik gegen die 
Völker in Europa, der EU.  
Nein zu weiteren „Hilfszahlungen“ an die Finanzgläubi-
ger, worüber dem Bundestag die demokratische Kontrol-
le entzogen werden soll. 
Warum das Verschweigen der kommenden horrenden 
Haushaltsbelastungen aus dem Brexit und der Euro- und 
Banken-Rettungspolitik der EZB?  



Das ist das Weiter so mit der Verschärfung der sozialen Ungerechtigkeit  
und der Vertiefung der sozialen Spaltung der Gesellschaft.  

 
Trotz aller „Korrekturen“ hat die tiefe Ablehnung der Bevölkerungsmehrheit dieser Politik den drei Partei-
en eine vernichtende Wahlniederlage verpasst und besonders die SPD, die historische Partei der deutschen 
Arbeiterbewegung, in ihrer Existenz erschüttert. Auch mit den neuen meist trügerischen Korrekturen wer-
den die drei Parteien damit scheitern, den zerstörerischen Inhalt ihrer neuen Agenda-Politik vor der Bevöl-
kerungsmehrheit zu verschleiern.  
Und doch droht die SPD-Führung, die schon den langjährigen Zerstörungsprozess der Partei zu verantwor-
ten hat, diese mit ihrem Drängen in eine erneute GroKo einem selbstmörderischen Abenteuer auszuliefern. 
Und sehenden Auges treiben die drei Parteiführungen die parlamentarische Demokratie und das traditionel-
le Parteiensystem in eine zugespitzte Krise und säen die Saat für einen Neuaufschwung der rechtsextremen 
Bewegung um die AfD. 
Getragen von der Ablehnung der Mehrheit der arbeitenden Bevölkerung und von dem anschwellen-
den Nein in der SPD, rufen wir die Delegierten des SPD-Bundesparteitags auf: 
 

Stimmt mit Nein zu den Koalitionsverhandlungen 

Nein zur GroKo! 
Mit dem Nein zur GroKo können die Delegierten des SPD-Parteitags den Weg bahnen für die authentische 
politische Interessensvertretung der Forderungen der arbeitenden Bevölkerung, für die Verteidigung und 
Wiederherstellung des Sozialstaates und der Demokratie.  
Und das wird ArbeitnehmerInnen, Jugend und Demokraten in Deutschland und in Europa eine politische 
Perspektive aus dem allgemeinen sozialen und politischen Niedergang eröffnen. 

Gerlinde Schermer (SPD, Bundesparteitagsdelegierte); Gotthard Krupp, (SPD, Landesvorstand der AfA Berlin) 
  

Erstunterzeichner*innen 
Giovanni Ammirabile, SPD, ver.di, Betr.sratsvors. Vivantes; Michael Altmann, SPD, AfA-Bezirksvorst., ver.di-Landesfachbereichsvorst.; 

Bernd Bahr, SPD, AfA-Landesvorst. Sachsen, verdi; Cordula Becker, SPD, Stellv. AfA Landesvors. Baden-Württemberg, ver.di Bezirksfrau-

enrat; Karl-Heinz Bewernick, SPD, ver.di Duisburg; Christof Beschorner, ver.di; Manfred Birkhahn, ver.di; Carla Boulboullé, Red. 

„Soziale Politik & Demokratie“; Eric Brück, SPD, Mönchengladbach; Rainer Döring, ver.di; Maria Ebobisse, GEW;  Udo Eisner, IG Me-

tall; Daniel Fechner, ver.di/Vivantes-VSG; Bernd Flora, SPD, AfA;  Brigitte Frank, SPD, AG 60 UB Kreis OF, Bezirk Hessen -Süd; Gerd 

Freitag, ver.di, PR; Bärbel Friedländer, ver.di.; Dustin Gläser, verdi; Jens Gröger, SPD, ver.di; Linda Guzetti, GEW; Marcus Hamann, 

ver.di; Christian Haß, SPD, AfA-Landesvorsitzender Berlin, Verdi-Bezirksvorst. Berlin; Eberhard Henze, SPD, AfA Vorst. CW ver.di; Sabi-

ne Heurs, ver.di; Andreas Hörath, ver.di Vertrauensmann, Vivantes; Anja Hörath, Krankenschwester Vivantes; Udo Huhn, ver.di; Sabine 

Jandke, ver.di, BR Vivantes; Hannelore Jerichow, Bezirksvorstand, ver.di Berlin; Rüdiger Kanzler, SPD- Hirschberg; Ulrich Kellermann, 

ver.di; Domenica Kirchmeyer, SPD-OV Viersen; Ursula Klingmüller, ver.di; Sascha Kraft, ver.di, BR; Sven Leuschner, GEW-

Landesvorstand Berlin; Barbara Ludwig, SPD-Stadtverordnete, DGB-BV-Südhessen; Mario Kunze, ver.di, Vertrauensmann Vivantes; 

Bernd Kursawe, SPD-AfA, ver.di; Helmut Kynast, SPD; Winfried Lätsch, NGG; Hans Mees, ver.di; Claudia Michael, SPD, DGB; Peter 

Nehmes, ver.di; Lukas Schmolzi, ver.di; Sven Meyer, SPD-AfA, Landesbezirksvorst. ver.di BB; Wolfgang Mix, GEW Landesdelegierter 

Berlin; Augusto Montecino Jara, verdi; Lothar Ott, SPD-Ortsvereinsvorst., GEW-Bezirkvorst.; Joseph Emil Plur, SPD-OV Fulda-Süd, UB-

Vors. AfA Fulda, GEW; Volker Prasuhn, SPD, Stellv. Vors. AfA Berlin Tempelhof-Schöneberg, ver.di; Karl-Friedrich Probst, SPD, AfA-

UB-Vors. Einbeck, ver.di; Almut Rieger, ver.di, Vertrauensfrau, Vivantes; Hans-Gert Röhrig, SPD, stellv. AfA-Vors. Krefeld; Charlotte 

Rutz-Sperling, ver.di, VF, Vivantes: Peter Schrott, ver.di, Bezirk Berlin, Mitglied im Bezirksvorstand; Beate Sieweke, SPD, Vorsitzende 

Regionalvorstand AfA - Niederrhein, ver.di; Konrad Sommer, SPD-OV-Vorst. Hockenheim, Pressereferent; Peter Sperling, GEW; Petra St. 

Onge, Vors. der AsF, Stellv. Vors. BR IG Metall; Ronald Tamm, ver.di, VM; Gabi Thieme-Duske, SPD, AfA, GEW; Christiane Treffert, 

GEW; Bernd Wagner, ver.di, Landesfachbereichsvorst. BB Medien; Steffen-Lutz Wandel, SPD/IGM – Mülheim; Herbert Wernecke, 

ver.di; Monika Wernecke, ver.di; Dirk Weiß, IGBCE; Klaus Wesemann, SPD, Verdi; Doris Wolf-Wesemann, SPD, Verdi; David Weyl, 

SPD, Juso CW KSR; Fabian Wolff, SPD: AFA, AFB Sachsen, GEW: stellv. Bezirksvors. GEW Leipzig, DGB: Stadtvorst. Leipzig; Axel Zutz, 

SPD, Vors. AfA-Kreisvorstand, GEW; und weitere Unterzeichner aus SPD und DGB-Gewerkschaften  

Ich unterstütze die Erklärung 
 
Name/Vorname  Adresse (auch E-Mail/Fax)  Partei/Gewerkschaft     Funktion  
 
 
 
 
                   
Bitte  zurück an : 
GotthardKrupp@t-online.de; Fax 030-3131662; Knesebeckstr.98,10623 Berlin 


